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Entscheidungsvorschläge zu Hinweisen/Einwendungen im Bauleitplanverfahren 
 
Bezeichnung der Maßnahme:  Bebauungsplan Nr. 52 „Speicherbecken Geeste-Lingen“, 6. Änderung, OT Geeste, Gemeinde Geeste 
 
Verfahrensgang: Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB vom 29.06.2022 bis 12.08.2022 
 
 

Behörde und Datum des Schreibens 
 

Entscheidungsvorschlag 

Westnetz GmbH, Stellungnahme vom 12.07.2022 
 
Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 29.06.2022 und teilen Ihnen mit, 
dass wir den o.g. Bebauungsplanentwurf in Bezug auf unsere 
Versorgungseinrichtungen durchgesehen haben. Gegen die Verwirklichung 
bestehen unsererseits keine Bedenken. Die ungefähre Trasse der im 
Bereich des Plangebietes verlaufenden Versorgungseinrichtungen 
entnehmen Sie bitte den Auszügen aus unserem Planwerk (Netzdaten Strom 
gas FTTX) 
 
Vorsorglich machen wir darauf aufmerksam, dass alle Arbeiten in der Nähe 
unserer Versorgungseinrichtungen mit besonderer Sorgfalt auszuführen 
sind, da bei Annäherungen bzw. deren Beschädigungen Lebensgefahr 
besteht. Bei eventuellen Tiefbauarbeiten ist auf die vorhandenen 
Versorgungsleistungen Rücksicht zu nehmen, damit Schäden und Unfälle 
vermieden werden. Schachtarbeiten in der Nähe unserer 
Versorgungseinrichtungen sind von Hand auszuführen. 
 
Besonders ist die nah am Gebäude verlaufende Gas-Mitteldruckleitung zu 
beachten und die in Grenznähe verlaufende Niederspannungsleitung. Unser 
Netzbezirk Meppen ist nach vorheriger Rücksprache gern bereit den Verlauf 
der erdverlegten Versorgungseinrichtung in der Örtlichkeit anzuzeigen. 
Meppen (Tel. 05931-88559-3760) 
 
Änderungen und Erweiterungen unserer Versorgungseinrichtungen behalten 
wir uns unter Hinweis auf die §§ 13, 30, 31 und 32 BauGB ausdrücklich vor.  

 
 
Die Stellungnahme der Westnetz GmbH wird zur Kenntnis 
genommen und beachtet.  
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Wir bitten Sie und die späteren Grundstückseigentümer, bei den 
vorgesehenen Maßnahmen auf unsere vorhandenen und geplanten 
Versorgungseinrichtungen Rücksicht zu nehmen. 
 
Leitungstrassen sind grundsätzlich von Baumpflanzungen freizuhalten. 
 
Im Bereich unserer erdverlegten Versorgungseinrichtungen sind nur 
leitungsresistente Gehölze zulässig. In diesem Zusammenhang verweisen 
wir auf das Merkblatt DVGW GW 125 „Bäume, unterirdische Leitungen und 
Kanäle“. Eine Nichtbeachtung kann zu Schäden an unseren 
Versorgungseinrichtungen mit erheblichen Sicherheitsrisiken führen. 
 
 

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, Stellungnahme vom 
01.08.2022 
 
in Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir zum o.g. 
Vorhaben folgende Hinweise: 
 

Hinweise 
 
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen 
wir für Hinweise und Informationen zu den Baugrundverhältnissen am 
Standort auf den NIBIS-Kartenserver. Die Hinweise zum Baugrund bzw. 
den Baugrundverhältnissen ersetzen keine geotechnische Erkundung und 
Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht. 
Geotechnische Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die 
Erstellung des geotechnischen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 
und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen Fassungen 
erfolgen. 
 
Ob im Vorhabensgebiet eine Erlaubnis gem. § 7 BBergG oder eine 
Bewilligung gem. § 8 BBergG erteilt und/oder ein Bergwerkseigentum gem. 

 
 
 
Die Stellungnahme des Landesamtes für Bergbau, Energie und 
Geologie wird zur Kenntnis genommen. 
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§§ 9 und 149 BBergG verliehen bzw. aufrecht erhalten wurde, können Sie 
dem NIBIS-Kartenserver entnehmen. Wir bitten Sie, den 
dort genannten Berechtigungsinhaber ggf. am Verfahren zu beteiligen. 
Rückfragen zu diesem Thema richten Sie bitte direkt an 
markscheiderei@lbeg.niedersachsen.de. 
 
Informationen über möglicherweise vorhandene Salzabbaugerechtigkeiten 
finden Sie unter 
www.lbeg.niedersachsen.de/Bergbau/Bergbauberechtigungen/Alte_Rechte. 
 
In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir keine 
weiteren Hinweise oder Anregungen. 
 
Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte gegenüber 
den raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vorausschauend 
berücksichtigen zu können. Die Stellungnahme wurde auf Basis des 
aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die verfügbare Datengrundlage ist weder 
als parzellenscharf zu interpretieren noch erhebt sie Anspruch auf 
Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren 
Rechtsvorschriften und Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, 
Bewilligungen oder objektbezogene Untersuchungen. 

Trink- und Abwasserverband „Bourtanger Moor“, Stellungnahme vom 
25.07.2022 
 
Gegen die oben genannte Bauleitplanung bestehen seitens des TAV unter 
Beachtung der nachfolgenden Punkte keine Bedenken. 
 
Der Anschluss an die zentrale Trinkwasserversorgung obliegt gemäß § 2 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 des Nds. Brandschutzgesetzes der Stadt/Gemeinde. Aus 
dem Rohrnetz des TAV ist für das Plangebiet zurzeit eine mittlere 
Entnahmemenge von 24 m³/h möglich. Durch diese Angabe werden weder 
Verpflichtungen des TAV noch Ansprüche gegen diesen begründet. 
 

 
 
 
Die Stellungnahme des Trink- und Abwasserverbandes wird zur 
Kenntnis genommen und beachtet. 

mailto:markscheiderei@lbeg.niedersachsen.de
http://www.lbeg.niedersachsen.de/Bergbau/Bergbauberechtigungen/Alte_Rechte
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Nach Verabschiedung und endgültiger Genehmigung des Bebauungsplanes 
durch den Rat sollte der TAV rechtzeitig vor der voraussichtlichen 
Erschließung in Kenntnis gesetzt werden. 

LGLN, Kampfmittelbeseitigungsdienst, Stellungnahme vom 10.08.2022 
 
Sie haben das Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung 
Niedersachsen (LGLN), Regionaldirektion Hameln - Hannover (Dezernat 5 - 
Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD)) als Träger öffentlicher Belange gem. 
§ 4 Baugesetzbuch (BauGB) beteiligt. Meine Ausführungen hierzu 
entnehmen Sie bitte der Rückseite; diese Stellungnahme ergeht kostenfrei. 
 
Sofern in meinen anliegenden Ausführungen eine weitere 
Gefahrenerforschung empfohlen wird, mache ich darauf aufmerksam, dass 
die Gemeinden als Behörden der Gefahrenabwehr auch für die Maßnahmen 
der Gefahrenerforschung zuständig sind. 
 
Eine Maßnahme der Gefahrenerforschung kann eine historische Erkundung 
sein, bei der alliierte Kriegsluftbilder für die Ermittlung von 
Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition ausgewertet werden 
(Luftbildauswertung). Der KBD hat nicht die Aufgabe, alliierte Luftbilder zu 
Zwecken der Bauleitplanung oder des Bauordnungsrechts kostenfrei 
auszuwerten. Die Luftbildauswertung ist vielmehr gem. § 6 
Niedersächsisches Umweltinformationsgesetz (NUIG) in Verbindung mit § 2 
Abs. 3 Niedersächsisches Verwaltungskostengesetz (NVwKostG) auch für 
Behörden kostenpflichtig. 
 
Die Bearbeitungszeit für Luftbildauswertungen beträgt derzeit beim KBD ca. 
16 Wochen ab Antragstellung. Da diese Zeitspanne zwischen Erteilung einer 
Baugenehmigung und dem Baubeginn erfahrungsgemäß nicht verfügbar ist, 
empfehlen wir den Kommunen eine rechtzeitige Antragstellung. 
 
Sofern eine solche kostenpflichtige Luftbildauswertung durchgeführt werden 
soll, bitte ich um entsprechende schriftliche Auftragserteilung unter 
Verwendung des Antragsformulars und der Rahmenbedingungen, die Sie 

 
 
Die Stellungnahme des Kampfmittelbeseitigungsdienstes wird zur 
Kenntnis genommen. Da es sich um ein bereits bebautes 
Grundstück handelt, das lediglich einer anderen Nutzung zugeführt 
wird, wird auf die Antragstellung zur Luftbildauswertung verzichtet. 
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über folgenden Link abrufen können: 
http://www.lgln.niedersachsen.de/startseite/kampfmittelbeseitigung/ 
luftbildauswertung/kampfmittelbeseitungsdienst-niedersachsen-163 
427.html 
 
Der Anlage zum Schreiben ist zu entnehmen, dass eine Luftbildauswertung 
empfohlen wird und der allgemeine Verdacht auf Kampfmittel besteht. 

 
Seitens der PLEdoc GmbH, der Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, der ExxonMobil Production Deutschland GmbH, 
der Gasunie Deutschland Transport Services GmbH, der EWE Netz GmbH, des Forstamtes Ankum, der Stadt Meppen, der Gemeinde Twist, des 
Amtes für regionale Landesentwicklung Weser-Ems, des Unterhaltungs- und Landschaftspflegeverbandes Nr. 94 „Große Aa und Ems I“, der Neptune 
Energy GmbH, des Staatlichen Gewerbeaufsichtsamtes, der Industrie- und Handelskammer, des Landkreis Emsland, der Deutschen Telekom 
GmbH, der Nowega GmbH, der Landwirtschaftskammer Niedersachsen, der Handwerkskammer Osnabrück-Emsland-Grafschaft Bentheim und der 
Vodafone GmbH wird mitgeteilt, dass deren Belange nicht berührt werden und entsprechend keine Anregungen oder Bedenken vorgetragen werden. 
 
Verfahrensgang: Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vom 12.07.2022 bis 12.08.2022 
 
Im Rahmen der öffentlichen Auslegung wurden weder Anregungen noch Bedenken vorgetragen. 

http://www.lgln.niedersachsen.de/startseite/kampfmittelbeseitigung/

